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B7-0044/2009 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Waldbränden im Sommer 2009 

Das Europäische Parlament, 

– gestützt auf Artikel 174 des EG-Vertrags, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 19. Juni 2008 zur Stärkung der 
Reaktionsfähigkeit der Union im Katastrophenfall (P6_TA(2008)0304), 

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
über die Stärkung der Katastrophenabwehrkapazitäten der Europäischen Union 
(KOM(2008)0130), 

– in Kenntnis des von der Kommission am 9. Mai 2006 veröffentlichten Berichts von 
Michel Barnier „Für einen europäischen Katastrophenschutz: Europe Aid“, 

– in Kenntnis des 2008 von der Gemeinsamen Forschungsstelle der Europäischen 
Kommission veröffentlichten Berichts „Waldbrände in Europa 2008“, 

– in Kenntnis des 2008 von der Europäischen Umweltagentur veröffentlichten Berichts über 
die Rahmenbedingungen für Waldökosysteme und deren nachhaltige Nutzung,  

– in Kenntnis von Ziffer 12 der Schlussfolgerungen des Ratsvorsitzes des Europäischen 
Rats vom 15. und 16. Juni 2006 in Brüssel betreffend die Reaktionsfähigkeit der Union 
bei Notfällen, Krisen und Katastrophen, 

– unter Hinweis auf seine vorangegangenen Entschließungen zu natürlichen und durch 
Menschenhand verursachten Katastrophen innerhalb und außerhalb der Europäischen 
Union, worin die Kommission und die Mitgliedstaaten aufgefordert wurden, bei 
Naturkatastrophen auf eine engere Zusammenarbeit im Bereich der 
Katastrophenschutzmaßnahmen hinzuarbeiten, und insbesondere durch die Bereitstellung 
zusätzlicher Katastrophenschutzressourcen die verheerenden Folgen von 
Naturkatastrophen zu verhindern und abzuschwächen, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung zur Stärkung der Reaktionsfähigkeit der Union im 
Katastrophenfall1, seine Entschließung zu Naturkatastrophen2 und seine Entschließung zu 
den Waldbränden und Überschwemmungen3,  

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 23. April 2009 zur Bekämpfung der 
Entwaldung und der Waldschädigung,   

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission für eine Verordnung des Europäischen 

                                                 
1 P6_TA(2008)0304. 
2 P6_TA(2007)0362.  
3 P6_TA(2006)0349. 
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Parlaments und des Rates zur Errichtung des Solidaritätsfonds der Europäischen Union 
(KOM(2005)0108) und seine Stellungnahme in erster Lesung vom 18. Mai 20061, 

– unter Hinweis auf den vom Rat, den im Rat vereinigten Vertretern der Regierungen der 
Mitgliedstaaten, dem Europäischen Parlament und der Kommission am 18. Dezember 
2007 gemeinsam beschlossenen europäischen Konsens zur humanitären Hilfe2, 

– unter Hinweis auf die am 27. November 2006 überarbeiteten Leitlinien für den Einsatz 
von Mitteln des Militärs und Zivilschutzes im Rahmen von Hilfsmaßnahmen im 
Katastrophenfall (Richtlinien von Oslo), 

– unter Hinweis auf die Leitlinien für den Einsatz von Mitteln des Militärs und 
Zivilschutzes bei der Unterstützung der humanitären Maßnahmen der Vereinten Nationen 
in komplexen Notsituationen vom März 2003 (MCDA-Leitlinien), 

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung, 

A. in der Erwägung, dass die hohe Zahl der Brände in Südeuropa 2009 Todesopfer gefordert 
und zu Zerstörungen in vielen Teilen des europäischen Kontinents geführt hat, 
insbesondere in Griechenland, Spanien, Italien, Portugal und Frankreich, wobei EU-
Mitgliedstaaten, Regionen in äußerster Randlage, insbesondere die kanarischen Inseln, 
Bewerberländer und die unmittelbaren Nachbarstaaten der Europäischen Union betroffen 
waren, 

B. in der Erwägung, dass natürliche und durch Menschenhand verursachte Katastrophen, wie 
zum Beispiel Brände, durch die Menschen, Wirtschaft und Umwelt erhebliche Schäden 
zugefügt werden, immer weiter zunehmen und nicht nur eine verstärkte Reaktion auf EU-
Ebene erfordern, sondern auch eine verstärkte Vorbeugung und Folgenbewältigung,  

C. in der Erwägung, dass diese Brände auf eine Reihe verschiedener Faktoren 
zurückzuführen sind, so zum Beispiel auf den Klimawandel, auf eine unzulängliche 
Ausweisung und Bewirtschaftung der Wälder und auf eine Kombination aus 
naturbedingten Ursachen und der Nachlässigkeit von Menschen, aber auch auf kriminelles 
Handeln, auf eine unzureichende Anwendung von Gesetzen, die eine illegale Bebauung 
abgebrannter Flächen verbieten und eine Wiederaufforstung sicherstellen   

D. in der Erwägung, dass Probleme mit Waldbränden und Dürreperioden angesichts der 
immer häufigeren extrem trockenen Sommerperioden immer dringlicher werden, und in 
der Erwägung, dass die Erfahrungen der vergangenen Jahre und auch die jüngsten 
Erfahrungen die Notwendigkeit belegen, dass in der Gemeinschaft der 
Katastrophenschutz, die Abwehrfähigkeit und die Reaktionsfähigkeit im Zusammenhang 
mit Waldbränden und anderen Flächenbränden verstärkt werden müssen, 

E.  in der Erwägung, dass es gegenwärtig auf EU-Ebene keine Leitlinien für die Vorbeugung 
von Waldbränden gibt, 

                                                 
1 ABl. C 297 E vom 7.12.2006, S. 331 
2 ABl. C 25 vom 30.1.2008, S. 1. 
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F. in der Erwägung, dass die Mitgliedstaaten nach wie vor dafür verantwortlich sind, eine 
Flächennutzungspolitik zu betreiben, die keine indirekten Anreize für absichtlich gelegte 
Waldbrände zur Änderung der Flächennutzung schafft, 

G. in der Erwägung, dass im Weißbuch der Kommission „Anpassung an den Klimawandel: 
Ein europäischer Aktionsrahmen“ (KOM/2009/0147) betont wird, dass durch den 
Klimawandel die Wahrscheinlichkeit und Intensität von Wetterextremen in Europa 
zunimmt, was ein zunehmendes Risiko für Menschen, Infrastrukturen und Umwelt 
darstellt, und in der Erwägung, dass im Weißbuch festgestellt wird, dass die EU eine 
wichtige Rolle bei der Förderung bewährter Verfahren durch die Entwicklung eines 
gemeinsamen und koordinierten Konzepts spielt,  

H. in der Erwägung, dass eine Stärkung der Fähigkeit der Union, mit Katastrophen 
umzugehen, einen Ansatz erfordert, der die Vorbeugung von Katastrophen, die 
Abwehrfähigkeit, die Reaktionsfähigkeit und die Folgenbewältigung auf nationaler, 
europäischer und internationaler Ebene umfasst, 

I. in der Erwägung, dass dem Europäischen Waldbrandinformationssystem zufolge bei den 
Bränden dieses Sommers in Europa insgesamt mehr als 315 000 Hektar Pflanzenbestand 
und Waldland zerstört wurden, und dass Griechenland, Spanien (insbesondere die 
kanarischen Inseln), Portugal, Italien, Kroatien und die Türkei am schwersten davon 
betroffen waren, und die Kommission aufgefordert ist, schnell zu handeln, um den 
betroffenen Regionen rasch EU-Mittel zur Verfügung zu stellen, 

J. in der Erwägung, dass die Koordination zwischen dem Rat, der Kommission und den 
Mitgliedstaaten sowie die Schaffung eines einheitlichen, kohärenten Rahmens beginnend 
bei  vorbeugenden Maßnahmen über einen umfassenden Katastrophenzyklus bis hin zur 
Folgenbewältigung in enger Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament verbessert 
werden muss, 

K. in der Erwägung, dass Katastrophen heutzutage oft grenzüberschreitenden Charakter 
haben und eine multilaterale und koordinierte Reaktion erfordern, in Erwägung der 
wirtschaftlichen und sozialen Schäden infolge dieser Naturkatastrophen für die regionalen 
Volkswirtschaften, die Erwerbstätigkeit und den Fremdenverkehr, 

L. in der Erwägung, dass die Akteure der EU in einer Welt, in der es immer häufiger zu 
immer schwereren Naturkatastrophen mit schlimmsten Auswirkungen auf die Ärmsten der 
Armen kommt, zusammenarbeiten müssen, um die tatsächliche Auslieferung humanitärer 
Hilfe an die Opfer zu gewährleisten und deren Hilfsbedürftigkeit zu verringern, 

M. in der Erwägung, dass das Fehlen gemeinsamer Warnsysteme und gemeinsamer 
Protokolle vor dem Hintergrund einer steigenden Mobilität der Bürger in der EU und in 
Drittländern ebenfalls Anlass zu großer Sorge gibt, 

N. in der Erwägung, dass die Europäische Union dem spezifischen Charakter der 
Naturkatastrophen in Form der Dürreperioden und Brände im Mittelmeerraum Rechnung 
tragen und ihre Instrumente im Rahmen der Prävention, der Forschung, des 
Risikomanagements, des Katastrophenschutzes und der Solidarität entsprechend anpassen 
muss, 
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1. bringt seine Solidarität mit den trauernden Angehörigen der ums Leben Gekommenen 
sowie mit den Einwohnern der betroffenen Gebiete zum Ausdruck; spricht all denjenigen 
– Feuerwehrleuten, Soldaten, freiwilligen Helfern und lokalen Behörden – die sich an den 
Löschoperationen und der Rettung von Opfern beteiligt haben, seinen Dank aus; 

2. begrüßt die rasche Reaktion der Behörden in einigen der betroffenen Mitgliedstaaten; 
fordert, die Solidarität der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten mit den 
betroffenen Regionen zu verbessern; dankt für die Hilfe, die den Behörden und 
Rettungsdiensten dieser Regionen geleistet wurde; 

3. bedauert, dass die Maßnahmen der nationalen Regierungen zur Vorbeugung und 
Brandbekämpfung in einer Reihe von Fällen eindeutig nicht dazu beigetragen haben, die 
verheerenden Folgen der Brände einzudämmen, und würdigt den heldenhaften Einsatz 
von Bürgern und Freiwilligen bei den Löscharbeiten und zur Rettung von Leben; 

4. zeigt sich besorgt über die zunehmende Zahl von Naturkatastrophen, die nach Meinung 
von Experten zu einem großen Teil auf den Klimawandel zurückgeführt werden können, 
und fordert die Kommission auf, entsprechende Maßnahmen zu treffen, damit auf der 
fünften Konferenz der Vertragsparteien, die gleichzeitig als Treffen der Vertragsparteien 
des Kyoto-Protokolls dient, und vom 7.–18. Dezember 2009 in Kopenhagen (Dänemark) 
stattfinden wird, ein ehrgeiziges internationales Abkommen erzielt werden kann;  

5. betont, dass die Entwaldung für 20 % der Treibhausgasemissionen verantwortlich ist und 
der Wald eine der kostbarsten natürlichen Kohlenstoffsenken darstellt und somit die 
effizienteste Möglichkeit bietet, um gegen den Klimawandel vorzugehen, da dies mit 
keinen negativen, unvorhersehbaren Nebeneffekten verbunden ist;  

6. weist darauf hin, dass die Kommission in ihrer Mitteilung „Ein umfassendes 
Klimaschutzübereinkommen als Ziel für Kopenhagen“ (KOM(2009)39) feststellt, dass 
Bestimmungen zu Forstwesen, Flächennutzung und Flächennutzungsänderung eine 
zentrale Rolle bei der Wahrung der Umweltwirksamkeit des allgemeinen Ziels zur 
Verringerung von Emissionen spielen werden; fordert, die Zerstörung der tropischen 
Wälder um 50 % zu senken und die Zerstörung der weltweiten Waldflächen bis 2030 
einzustellen; stellt fest, dass Investitionen in die Verringerung der Abforstung dazu 
beitragen, die Artenvielfalt auf der Welt zu wahren und eine langfristige nachhaltige 
Entwicklung auf lokaler Ebene zu gewährleisten; 

7. betont, dass die Schaffung eines einheitlichen europäischen Rahmens für den Schutz von 
Wäldern und für die Erst- und Wiederaufforstung unbedingt erforderlich ist, wenn die 
Europäische Union weiterhin eine führende Rolle bei der Erreichung eines umfassenden 
Klimaschutzübereinkommens in Kopenhagen spielen will; 

8. fordert den Rat auf, möglichst rasch die Bestimmungen des Solidaritätsfonds der EU 
gemäß seiner Entschließung vom 18. Mai 2006 zu ändern; bekräftigt seine Überzeugung, 
dass die neue Verordnung zur Errichtung des Solidaritätsfonds der Europäischen Union, 
mit der neben anderen Maßnahmen auch die Schwellen für eine Inanspruchnahme des 
Fonds herabgesetzt werden, die Union besser dazu befähigen wird, effektiv, flexibel und 
rechtzeitig auf katastrophenbedingte Schäden zu reagieren; fordert den Europäischen Rat 
eindringlich auf, diese Verordnung nicht abzulehnen und eine umgehende Überarbeitung 



 

PE428.648v01-00 6/10 RE\790236DE.doc 

DE 

der Verordnung zur Errichtung des Solidaritätsfonds der Europäischen Union 
einzufordern; 

9. fordert die Kommission auf, den derzeitigen Solidaritätsfonds der Europäischen Union, 
sofern angezeigt, umgehend und so flexibel wie möglich zu mobilisieren, sobald die 
betroffenen Länder ihre Hilfsanträge eingereicht haben; vertritt die Auffassung, dass es 
bei Naturkatastrophen von größter Wichtigkeit ist, dass die notwendigen Mittel des 
Solidaritätsfonds der Europäischen Union umgehend bereitgestellt werden, um die Not der 
Opfer und ihrer unmittelbaren Angehörigen in den betroffenen Regionen zu lindern und 
ihren Bedürfnissen nachzukommen; 

10. betont, dass zwar die Hauptverantwortung für die Verhütung und Bekämpfung von 
Bränden bei den Behörden des betreffenden Mitgliedstaats liegt, fordert die Kommission 
jedoch auf, die erforderlichen Schritte für die Schaffung einer unabhängigen, ständigen 
europäischen Eingreiftruppe zu unternehmen, die die Mitgliedstaaten und die betroffenen 
Regionen bei schweren Waldbränden und anderen Katastrophen mit der besten 
Ausrüstung und bester fachlicher Kompetenz unterstützt; stellt in diesem Zusammenhang 
fest, dass die Kommission untersuchen sollte, welche Möglichkeiten bestehen, um den 
Zugang zu zusätzlichen Kapazitäten, die von anderen Quellen zur Verfügung gestellt 
werden könnten, einschließlich privater Ressourcen, sicherzustellen, um eine schnelle 
Reaktion in Katastrophenfällen gewährleisten zu können; 

11. erkennt an, dass die diesjährigen Erfahrungen unterstreichen, dass Prävention, 
Abwehrbereitschaft und Reaktionsfähigkeit im Rahmen des gemeinschaftlichen 
Katastrophenschutzes im Zusammenhang mit Wald- und sonstigen Flächenbränden 
verbessert werden müssen, und fordert die Kommission nachdrücklich auf, entsprechende 
Maßnahmen zu ergreifen; unterstützt Maßnahmen, die darauf ausgerichtet sind, die 
Bereitschaft des Katastrophenschutzes der Mitgliedstaaten zu verbessern, insbesondere 
durch den Austausch von Sachverständigen und bewährten Verfahren, Übungen und 
Projekten zur Vorbereitung auf den Katastrophenfall; 

12. fordert die Kommission auf, die Verbesserung der Waldbrandprävention und der 
Methoden und Hilfsmittel der Waldbrandbekämpfung eingehender zu untersuchen und die 
Planung und Landnutzung zu überprüfen; fordert die Mitgliedstaaten daher auf, 
energische Maßnahmen zu ergreifen, um ihre Rechtsvorschriften zum Schutz von 
Wäldern zu verbessern und umzusetzen und von der Kommerzialisierung, Umwidmung 
und der Privatisierung dienenden Maßnahmen abzusehen und damit Übergriffe und 
Spekulation zu begrenzen; ist der Auffassung, dass das gesamte in der EU verfügbare 
Know-how, einschließlich Satellitensysteme, zu diesem Zweck genutzt werden sollte; 

13. fordert die Kommission erneut auf, ein Paket von rechtsverbindlichen Instrumenten 
vorzulegen (beispielsweise eine Rahmenrichtlinie), mit dem Lücken in den bestehenden 
Rechtsvorschriften, Politiken und Programmen der EU in Bezug auf den 
Katastrophenschutz und auf die Bewältigung von Katastrophen geschlossen werden 
sollen; 

14. bekräftigt den in seiner Entschließung vom 18. Mai 2006 über Naturkatastrophen (Brände, 
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Dürren und Überschwemmungen)1 enthaltenen Aufruf an die Kommission, einen 
Richtlinienvorschlag zur Verhütung von Bränden und zum diesbezüglichen 
Risikomanagement vorzulegen, wobei in der Richtlinie Folgendes vorgesehen sein muss: 
die regelmäßige Erfassung von Daten, die Ausarbeitung von Karten und die Ermittlung 
von Risikogebieten, die Ausarbeitung von Brandrisiko-Managementplänen, die 
Inventarisierung der dafür eingesetzten Ressourcen und der verfügbaren Mittel durch die 
Mitgliedstaaten, die Koordinierung zwischen den verschiedenen beteiligten Behörden, die 
Mindestanforderungen an die Ausbildung des Personals und die Festlegung der 
Umwelthaftung und der entsprechenden Sanktionen; 

15. fordert die Kommission auf, zu ermitteln, ob eine Zusammenarbeit mit den 
Nachbarländern der EU und anderen Drittländern bei der Bekämpfung verheerender 
Brände, beim Austausch bewährter Verfahren und/oder Kapazitäten während der 
kritischen Sommermonate möglich ist, um 2010 besser für die Waldbrandsaison 
gewappnet zu sein; 

16. ist der Ansicht, dass die steigende Zahl der Brände nicht allein auf den Klimawandel 
zurückzuführen ist, und dass die Kombination aus natürlichen Ursachen und der 
Einwirkung des Menschen in Bezug auf die Ausweisung von Waldflächen, Anbauflächen 
oder Bauland einen entscheidenden Einfluss auf die zunehmende Anzahl der durch 
Brandstiftung entstandenen Brände hat; fordert daher mit Nachdruck, dass die 
Mitgliedstaaten Rechtsvorschriften zum Schutz der Wälder und anderer Ökosysteme, zur 
Vermeidung der Landnutzungsänderung und der Kommerzialisierung von Waldflächen, 
zur Sicherstellung einer vollständigen Wiederaufforstung der abgebrannten Flächen 
verabschieden und auf deren strenge Einhaltung achten; zudem soll eine effiziente 
Überwachung dieser Rechtsvorschriften stattfinden, um vor kriminellen Handlungen 
effektiv abzuschrecken;  fordert, dass das gesamte in der EU verfügbare Know-how, 
einschließlich Satellitensysteme, zu diesem Zweck genutzt wird; 

17. weist darauf hin, dass Brandstifter, insbesondere diejenigen, die vom Wiederaufbau oder 
von der Zerstörung der Waldflächen profitieren, durch Rechtsvorschriften, die solches 
Land nicht exakt definieren oder schützen und/oder durch die ungenügende Anwendung 
von Gesetzen zum Verbot der illegalen Bebauung nur ermutigt werden; fordert die 
Mitgliedstaaten daher nachdrücklich auf, zu gewährleisten, dass sämtliche abgebrannten 
Waldflächen als Wälder erhalten bleiben und in Wiederaufforstungsprogramme 
aufgenommen werden, die keinerlei Änderung der Flächennutzung zulassen;  

18. ersucht die Kommission und die Mitgliedstaaten, auf eine engere Zusammenarbeit bei den 
Zivilschutzmaßnahme im Falle von Naturkatastrophen hinzuarbeiten, um ihre 
verheerenden Auswirkungen abzuwenden bzw. möglichst gering zu halten, und zwar 
durch die Ausstattung mit den erforderlichen Mitteln für ein Frühwarnsystem, für 
Koordinierungsmaßnahmen und für Maßnahmen zur Bereitstellung der Logistik;  

19. fordert dringend die bessere Nutzung der vorhandenen finanziellen und technischen Mittel 
sowie wissenschaftlichen Verbesserungen bei der Verhütung von Katastrophen und der 
Milderung ihrer Folgen; 

                                                 
1 ABl. C 297 E vom 7.12.2006, S. 375. 
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20. fordert die Kommission auf, die Zusammenarbeit mit den einzelstaatlichen Behörden 
fortzusetzen, um Maßnahmen zu entwickeln, mit denen die ökologischen Auswirkungen 
der Brände möglichst gering gehalten werden können;  fordert eine 
Wiederaufforstungspolitik, deren Grundlage die Wahrung der bioklimatischen und 
ökologischen Merkmale und die Verwendung von Arten bildet, die Bränden und Dürre 
besser widerstehen und sich besser an das sich wandelnde Klima anpassen; 

21. bedauert zutiefst, dass gerade in EU-Mitgliedstaaten, die erst kürzlich von Bränden 
ähnlichen Ausmaßes heimgesucht worden waren, so viele und schwere Verluste infolge 
der Brände zu beklagen waren; hält es daher für notwendig, unverzüglich zu prüfen, ob 
die Präventions- und Bereitschaftsmaßnahmen angemessen sind, damit gewährleistet ist, 
dass die erforderlichen Lehren gezogen werden und die verheerenden Folgen ähnlicher 
Katastrophen in den EU-Mitgliedstaaten künftig verhindert oder zumindest eingedämmt 
werden können; fordert die Kommission in diesem Zusammenhang nachdrücklich auf, 
von den Mitgliedstaaten detaillierte Informationen über die von ihnen geschaffenen 
operationellen Programme zur Bewältigung von Naturkatastrophen zu verlangen, um 
Erfahrungen auszutauschen und Schlussfolgerungen im Hinblick auf Sofortmaßnahmen, 
die Koordinierung von Verwaltungs- und Einsatzstellen und die Verfügbarkeit der 
notwendigen Humanressourcen und der benötigten Ausrüstungsgegenstände zu ziehen; 

22. fordert die Kommission dringend auf, das bestehende Programm für den 
Erfahrungsaustausch in Bezug auf den Einsatz neuer Technologien für die Kontrolle und 
Weiterverfolgung der Risiken und Auswirkungen von Waldbränden weiter auszuarbeiten 
sowie ein europäisches Genehmigungsverfahren für qualifiziertes Fachpersonal 
vorzubereiten, um dessen Ausbildung zu verbessern; 

23. vertritt die Auffassung, dass die vorhandenen Leitlinien gestärkt und neue Leitlinien 
ausgearbeitet werden sollten, um der dringenden Forderung nach Einbeziehung der 
Katastrophenvorbeugung und der Katastrophenrisikominderung in die Strukturfonds und 
Kohäsionsprogramme Folge zu leisten; fordert insbesondere Konditionalität bei Beiträgen 
aus gemeinschaftlichen Finanzinstrumenten und bei Rückzahlungen von 
Gemeinschaftshilfen im Falle unlauterer Verwendung, etwa bei ausbleibender Umsetzung 
von Wiederaufforstungsplänen und/oder Nichterfüllung anderer verbindlicher 
Bedingungen; fordert darüber hinaus die Finanzierung von Maßnahmen zur Steigerung 
des Vorsorgebewusstseins, zur Anpassung der Waldökosysteme an den Klimawandel – 
vor allem der durch den Klimawandel besonders gefährdeten Ökosysteme – und von 
Bildungsmaßnahmen im Rahmen von Gemeinschaftsprogrammen; 

24. fordert die Mitgliedstaaten, insbesondere jene, die am meisten von Naturkatastrophen 
betroffen sind, eindringlich auf, die im Rahmen der Strukturfonds und der sonstigen 
Gemeinschaftsfonds im laufenden Planungszeitraum 2007-2013 bereitgestellten 
Finanzierungsmöglichkeiten soweit wie möglich zu nutzen und gegebenenfalls 
Vorbeugemaßnahmen und Vorbeugeprojekte als prioritäre Maßnahmen in die 
einschlägigen operativen Programme einzubinden; 

25. vertritt die Auffassung, dass die Verfahren zur Inanspruchnahme des Solidaritätsfonds 
überprüft werden müssen, um die Auszahlung von Beihilfen zu beschleunigen; vertritt 
insbesondere die Auffassung, dass dazu ein System von Vorauszahlungen auf der 
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Grundlage erster Schätzungen der unmittelbaren Schäden ausgearbeitet werden könnte, 
wobei weitere Zahlungen von den endgültigen Berechnungen der unmittelbaren 
Gesamtschäden und von nachgewiesenen Vorbeugemaßnahmen, die auf Grund der 
Katastrophe zu ergreifen sind, abhängig gemacht werden; 

26. fordert die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten auf, in der Gesellschaft ein 
Bewusstsein für den Wert unserer Wälder und ihrer Ressourcen sowie für die Vorteile 
ihrer Erhaltung zu schaffen, indem die Einbeziehung der Zivilgesellschaft durch 
organisierte freiwillige Hilfe oder andere Methoden gefördert wird, wie zum Beispiel 
Zusammenschlüsse zum Schutz der Wälder und natürlichen Lebensräume; 

27. betont, dass das Beobachtungs- und Informationszentrum (MIC) dringend durch 
Bereitstellung der erforderlichen humanitären und materiellen Ressourcen verstärkt 
werden muss, damit es in der Lage ist, die von den Mitgliedstaaten im Rahmen des 
Katastrophenmechanismus ausgelösten Operationen aktiv zu unterstützen; 

28. fordert die Mitgliedstaaten auf, die strafrechtlichen Sanktionen für kriminelle Handlungen 
zu verstärken, die die Umwelt schädigen, und vor allem für diejenigen, die Waldbrände 
verursachen, und die Koordinierung nicht nur bei den Löschdiensten, sondern in allen 
Institutionen zu verstärken, die sich mit den Gründen und Konsequenzen der Brände 
auseinandersetzen, ebenso für die Identifizierung und Weiterleitung von Daten über 
diejenigen, die dafür verantwortlich sind; betont, dass rasche und effektive 
Untersuchungen zur Klärung der Schuldfrage gefolgt von adäquaten 
Disziplinarmaßnahmen, vor fahrlässigem und vorsätzlichem kriminellen Verhalten 
abschrecken würden; 

29. besteht aufgrund der enormen Auswirkungen, die die Brände über die betroffenen 
Regionen hinaus auf das gesamte Europa hatten, auf der Anerkennung des besonderen 
Charakters von Naturkatastrophen im Mittelmeerraum – z. B. Dürre und Waldbrände – 
auf Gemeinschaftsebene und auf einer entsprechenden Anpassung der 
Gemeinschaftsinstrumente im Hinblick auf die Vorbeugung, die Erforschung, die 
Risikobewältigung, den Zivilschutz und die Solidarität, um die Reaktion auf diese Art von 
Katastrophen auf der Ebene jedes Mitgliedstaates zu verbessern; 

30. weist – abgesehen von den schweren ökologischen und wirtschaftlichen Folgen – mit 
Nachdruck auf die Tatsache hin, dass die Häufigkeit, mit der die Brände derzeit in 
Südeuropa auftreten – fast 95 % der insgesamt abgebrannten Flächen der EU liegen im 
Mittelmeerraum – direkt auf die immer gravierenderen Folgen des Klimawandels in 
diesen Regionen zurückzuführen sind (Erosion und Bodenverlust, Wüstenbildung, 
Anstieg der Treibhausgasemissionen, auch der CO2-Emissionen); betont, dass die 
ernsthafte Gefährdung der Waldökosysteme dieser Regionen durch den Klimawandel 
umfassend berücksichtigt werden sollte;  

31. fordert aus diesem Grund eine integrierte EU-Strategie zum Schutz der südeuropäischen 
Waldökosysteme, in deren Rahmen neben einer ausreichenden Finanzierung von 
Präventionsmaßnahmen, Maßnahmen zur Behebung der schweren wirtschaftlichen und 
ökologischen Schäden sowie zur Gewährleistung der umfassenden Wiederherstellung von 
Ökosystemen auch die Finanzierung der Anpassung der südeuropäischen 
Waldökosysteme an den Klimawandel und der Eindämmung der damit verbundenen 
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Folgeerscheinungen vorgesehen wird; 

32. fordert dringend, dass der Notwendigkeit einer stärkeren Finanzierung von 
Präventionsmaßnahmen durch die Gemeinschaft Rechnung getragen wird; 

33. vertritt die Auffassung, dass freiwillige Katastrophenschutzmaßnahmen unverzüglich 
gefördert und unterstützt werden sollten, einschließlich einer Grundausbildung und der 
Bereitstellung grundlegender Ausrüstungsgegenstände, ggf. unter Einsatz moderner 
Technologien, da sie eines der wichtigsten Mittel sind, die den Mitgliedstaaten bei der 
Bewältigung von Notfällen aufgrund von Naturkatastrophen zur Verfügung stehen; 

34. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission und den 
Regierungen, nationalen und regionalen Behörden und Parlamenten der Mitgliedstaaten 
und der betreffenden Bewerberländer zu übermitteln. 


